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bezeichnen und mit dem sich aus den Vordrucken Ax, Bx und Cx (Anlagen 16 bis 18 der Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes) ergebenden Übereinstimmungsvermerk zu versehen.

cc) Für diese Personenstandsbücher sind Zweitbücher (§ 44) nicht anzulegen.
d) Standesamt I in Berlin

aa) An die Stelle der Bezeichnung „Der Standesbeamte des Standesamts I in Berlin (West)“ tritt die Bezeichnung 
„Der Standesbeamte des Standesamts I in Berlin“.

bb) Der Standesbeamte des Standesamts I in Berlin ist zuständig

aaa) für die Fortführung und Benutzung der nach § 19 des Personenstandsgesetzes der Deutschen Demo­
kratischen Republik beim Standesamt I Berlin - Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik - 
angelegten Personenstandsbücher,

bbb) für die Fortführung und Benutzung der nach § 22 des Gesetzes über die konsularische Tätigkeit der 
Auslandsvertretungen der Deutschen Demokratischen Republik - Konsulargesetz - vom 21. Dezember 
1979 (GBl. I Nr. 45 S. 464) von den Auslandsvertretungen der Deutschen Demokratischen Republik 
angelegten und an das Standesamt I Berlin - Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik - 
abgegebenen Personenstandsbücher,

ccc) für die Führung und Benutzung der Sammlung beim Standesamt I Berlin - Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik - von Personenstandsbüchern, Standesregistern und Personenstandsurkun­
den aus Gebieten, in denen ein deutscher Standesbeamter nicht tätig ist (entsprechend § 72 der 

' Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes),
ddd) für die Führung der beim Standesamt I Berlin - Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik - 

hinterlegten Beschlüsse über Todeserklärungen und Feststellungen der Todeszeit (§ 21 des Personen­
standsgesetzes der Deutschen Demokratischen Republik). Von den Beschlüssen können Auszüge oder 
beglaubigte Abschriften erteilt werden.

Für die Fortführung und Benutzung der Personenstandsbücher gilt Buchstabe c entsprechend.
cc) Ist ein Personenstandsfall bei einem Standesbeamten in der Bundesrepublik Deutschland und nach § 19 des 

Personenstandsgesetzes der Deutschen Demokratischen Republik beim Standesamt I Berlin - Hauptstadt 
der Deutschen Demokratischen Republik - oder bei einem Standesamt in der Deutschen Demokratischen 
Republik und nach § 41 beim Standesbeamten des Standesamts I in Berlin (West) beurkundet worden, so ist 
- nach einem Abgleich und etwaiger Berichtigung oder Ergänzung der Einträge - nur der Personenstandsein­
trag bei dem für die Erstbeurkundung zuständigen Standesbeamten fortzuführen. Dem nicht mehr fortzufüh­
renden Eintrag beim Standesbeamten des Standesamts I in Berlin wird hierüber ein Vermerk beigeschrieben.

dd) Familienbücher, für deren Fortführung nach § 13 Abs. 3 der Standesbeamte des Standesamts I in Berlin 
(West) zuständig ist, weil die Ehegatten ihren Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik haben, 
sind an den nach §13 zuständig werdenden Standesbeamten abzugeben, sobald dessen Zuständigkeit 
bekannt wird.

e) Anlegung des Familienbuchs auf Antrag
Das Familienbuch ist auf Antrag unter den in §15 а Abs. 1 Nr. 1 genannten Voraussetzungen auch dann 
anzulegen, wenn die Ehe nach dem 31. Dezember 1957 vor einem Standesbeamten in der Deutschen 
Demokratischen Republik geschlossen worden ist.

3. Gesetz zur Neuregelung des Ausländerrechts vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354) 
mit folgender Maßgabe:

)

Die Aufenthaltsrechte, die nicht von Artikel 1 § 94 erfaßt werden, werden in die entsprechenden Aufenthaltsgenehmi­
gungen nach Artikel 1 § 5 überführt.

4. Verordnung zur Durchführung des Ausländergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 1976 
(BGBl. I S. 1717), zuletzt geändert durch Verordnung vom 3. Mai 1989 (BGBl. I S. 881),
mit folgenden Maßgaben:
a) Aufenthaltsgenehmigungen im Sinne des §3 Abs. 1 des Ausländergesetzes vom 28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17

S. 149) sind Aufenthaltserlaubnisse im Sinne dieser Verordnung.
b) § 5 Abs. 5 findet ab 1. Januar 1991 Anwendung.

5. Gebührenverordnung zum Ausländergesetz vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2840) 
mit folgenden Maßgaben:

a) §§ 1 und 2 Abs. 1 finden keine Anwendung.

b) § 2 Abs. 2 findet bis zum 31. Dezember 1990 auf die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen, Aufenthalts­
genehmigungen und Aufenthaltsberechtigungen nach §2 der Ausländeranordnung vom 28. Juni 1979 (GBl. I 
Nr. 17 S. 154) entsprechende Anwendung.


